
'Ei- l

Wald für mehr. | ____,; '
_F.___.`

.Il 'Ik'

ll'

|1.

'ix \ HJ; avi; -“rt /

K' ı"`ı lx *J J F - - ""\
"'ı` if -

» i iI' Ü
f

¬ı. 4' I' __

Üı- -_ -Ü' lii 1 4

/.
1 1

.--'
.ff

B“ `“e._'--.___ ı ._ıf'

.ııı-"'-li4' í.
Il'

fl'

la“ 1.1;
ı ~ _ _ _ r Ü '.1-

BA Wild kameras stand; 19.05.2015
_ '1- _

„_,..--- "'-¬--
-._._______

EEHLEEWIE-HÜLSTEIHISÜHE

LANÜESFÜRSTEN
J
-l
.ı
I

-F
ıl'

in den letzeíiahren nat der Einsatz vun lfliitdifameras iim¿eırieren der Scnteswig-Hnisteiniscnen
Láifdesfarsten (Si-iiiFi aufgrund der erweiterten technischen MdgLicnkei'ten deutiicn
zugennmmen. Die Anzahl' der tatsäcntich eingesetzten Kameras auch`“in den verpacnteten
Revieren kann van hier nicht zuırerta'ssi`g ermittett werden. E“
Aufgrund der zunehmenden tiffenttichen Üisifussinn über die Einbettung der Vb`rscnri`ften des
Datenschutzes wird nach Abstimmung mit dem Unabhängigen Landeszentrum füräßatenscnutz
(ULD] und dem MELUi? necniatgende Betriebsanweisung in Kraft gesetzt, die auch fiLir`di'e
ırerpachteten Reviere, deren Pa'cnter tiber ein gesnndertes Schreiben ni`erüber infermiert "“-~..
werden, gitt.

Betriebsanweisung Wild kameras
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Grundlage dieser BA sind die Hinweise des Unabhängigen Landeszentrums für
Datenschutz [ULB] für den Einsatz ven Wildkameras, die als Bestandteil dieser BA in der
Antage beigefügt sind. Der Betrieb sclcher Kameras muss danacl¬ die Anfcrderungen
des Bundesdatenschutzgesetzes [BDSG] erfüllen. Bei der Beurteilung der Zulässigkeit
des Einsatzes ven Wildkameras ist grundsätzlich zwischen öffentlich zugänglichen und
öffentlich nicht zugänglichen Räumen zu entscheiden. '
Bei Wald handelt es sich gem. § 1'? Abs. 1 Satz 1 LWaldG aufgrund des allgemeinen
Betretungsrechts grundsätzlich um einen öffentlich zugänglichen Raum. Dies gilt auch
während der Nachtstunden und wird durch die gesetzlichen Einschränkungen des
Betretungsrechts nach § 17 Abs.2 Satz 2 nicht aufgehbben. Der Einsatz ven Wildkameras
in öffentlich zugänglichen Räumen ist dadurch grundsätzlich unzulässig. Vun den
Ausnahmeregelungen nach Punkt íı wird in den Revieren der SHLF nur restrikthier
Gebrauch gemacht.
Dem gegenüber ist der Einsatz ven Wildkameras in nicht äffentlich zugänglichen
Räumen. für die cffenkundig ein Betretungsverbct besteht Werbctsschilder,
Eingrenzungeni cider in nach §§ 20, 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 'I LWaldG gesperrten
Waldflächen - unter den Varga ben der Punkte 2 bis 5 - zulässig.
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Für die Verwendung von Wildkameras in den Schleswig-Holsteinischen Landesf-srsten,
einschließiich derjagdlich tierpachteten Reviere wird aufgrund dieser rechtlichen
Beu rtei lu ng fol_ge_nd_e.ıie ııb-ind-liehe~Regelu nggetroffen:

/I. Der Einsatz von Wildkameras ist künftig rest¬riktii.i`ıınd\kontrolliert zu handhaben:
.fr P“ \.Dies bedeutet, dass der Einsatz von Wildkameras nur bei begrü nd\e-tem

Erfordernis [s. u. 2] zulässig ist. 1.,
Die Genehmigung für den Einsatz von Wildkarneras erfolgt im Sinne dieser BA
jeweils durch die örtliche Revierleitung. Jagdgästen `\
/.Jagderlaubnisscheininhabern ist es nicht gestattet, ohne Genehmigung \
Wilclkameras einzusetzen. \

`\.
2. Ein begrü ndetes Erfordernis ist gegeben, wenn es darum geht: \

ı Schwarzwildkirrungen im Sinne einer effektiven Bejagung oder
seuchenhygienischen Monitorings der Pbpulation zu überwachen

1 Artenschutzmonitoring zu ermöglichen
ı Duerungshilfen [z. B. bei E&E-Projekten] wissenschaftlich zu untersuchen
ı wissenschaftliche Projekte zu unterstützen `
ı im Rahmen der Hegeverpflichtung Wildbestände zu kontrollieren

3. Bei begründetem Erfordernis ist die Aufstellung von Kameras grundsätzlich nur
zulässig, wenn:

ir kein öffentlich zugänglicher Raum erfasst wird, insbesondere keine Wege
und infrastruktureinrichtungen [z.B. Parkplätze, Sitzgelegenheiten oder
Ahnlichesl.

Ii dies in einer nach §§ 20, 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LWaldG gesperrten
Weldfläche erfolgt, soweit dem keine Artenschutzgründe iz. B.
Brutvogelschutz, etc.] entgegenstehen.

ti. Abweichend von Punkt 3 ist die Aufstellung von Kameras -ausnehmsweise- auch
in nicht nach §§ 21], 21 LWaldG gesperrten Waldflächen zulässig, wenn:
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ı nur kleine räumlich abgeschlossene Flächen, an denen sich z. B eine
Kirrurıg im Bestandesinnern befindet, erfasst werden.

wir irmdire~kten"Umfäid der Kamera dgrch Hinweisschilder auf die
H. rf” F Überwachung aufmerksam gemacht wird .¬-.Die Schilder sollten dabei so

HH fr' angebracht werden, dass der überwachte Berefchupn Besuchern
P, gemieden werden kann. Neben einem Hinweis auf dietvíideoüberwachung
_ {z.B. durch ein Piktogramml muss auch der Name und die`Adi;esse der

verantwortlichen Stelle da rauf vermerkt werden. i`.. \
-ıi im Ubrigen die Vorgaben der Punkte '1 bis 5 eingehalten werden. ~..\

5. Wahrung des allgemeinen Persönlich keitsrechts \ \

1 Eine Identifizierung von Personen muss immer grundsätzlich durch
entsprechende Aufnahmewinkel / Kameraeinstellungen [beispielsweise
nur infrarotmodus bei Nachti oder andere Maßnahmen ausgeschlossen
sein.

1 Die automatische Weiterleitung von Bildern ats MMS ist nicht zulässig und
ist ggf- zu deaktivieren.

ı Aufnahmen, auf denen Personen trotz alter Vorkehrungen identifizierbar
sind, sind umgehend zu läschen soweit sie nicht zur Verfolgung von
Straftaten benätigt werden.

6. Eingesetzte Wildkameras, die nicht den unter 2. bis 5. genannten Vorgaben und
Erfordernissen entsprechen, sind umgehend, spätestens bis zum Ü1.Ü'?.2E115 zu
entfernen.

BDiese ,ä riebsanweisung tritt mit dem heutigen Tage in Kraft.

NeumJ ter,d. 21:*-/§5'

Anhah-g: Hinweise des ULD für den Einsatz von Wiidkameras
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Freitag, 28. November 2014

Hin_w_e_i_sg,f_ü_i1den Einsatz von Wildkameragnach ULD

Die folgenden Erläuterungen beziehen sich auf den Einsatz von Videokameras in
Waldbereichen in Schleswig-Holstein durch private Jagdrechtsinhaber und
Jagdausübungsberechtigte.

Die Verwendung von Videokameras durch private Personen ist gegenüber dem
Unabhängigen Landeszentrum für Datenschutz Schleswig-Holstein weder enzeige~
noch genehmigungspflichtig. Der Betrieb solcher Kameras muss jedoch die
Anforderungen des Bundesdatenschutzgesetzes [BDSG] erfüllen. Dabei ist zwischen
öffentlich zugänglichen und nicht öffentlich zugänglichen Bereichen zu
differenzieren. Die datenschutzwidrige Erhebung und Verarbeitung
personenbezogener Daten mittels einer Kamera ist bußgeldbewehrt.

1. Nach § ób Abs. 1 Nr. 3 BDSG ist die Beobachtung öffentlich zugänglicher
Räume mit optisch elektronischen Einrichtungen [Videoüberwachung]
zulässig, soweit sie zur Wahrnehmung berechtigter lnteressen für konkret
festgelegte Zwecke erforderlich ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass
schutzwürdige lnteressen der Betroffenen überwiegen. Gemäß § 17 Abs. 1
Satz 1 Landeswaldgesetz [LWaldGl darfjecler Mensch den Wald zum Zwecke
der naturverträglichen Erholung auf eigene Gefahr betreten, so dass es sich
bei Wald in diesem Sinne grundsätzlich um öffentlich zugänglichen Raum
handelt. Die Beurteilung ändert sich nicht durch das nach den §§ 17 Abs. 1
Satz 2, 38 Abs. 2 Nr. 3 LWaldG bu ßgeldbewehrte Betretungsverbot für
Waldgebiete außerhalb von Wanderwegen in der Zeit von Sonnenuntergang
bis Sonnenaufgang [Nachtzeit], da diese Bußgeld bewehrung nur den '
wenigsten Personen bekannt sein wird und vor Ort regelmäßig nicht auf das
entsprechende Verbot mittels Beschilderu ngen, Einzäunungen oder ähnlichen
Maßnahmen hingewiesen wird. Unabhängig von diesem Betretungsverbot
bleibt der Wald also auch in den Nachtstunden ein öffentlich zugänglicher
Raum.

Auch Waldflächen und -wege. in deren Bereich Holz eingeschlagen,
aufbereitet, gerückt oder gelagert wird oder Wegebaumeßnahmen
durchgeführt werden, sowie Forstkulturen, Pflanzgärten, Wildäcker und
sonstige forstwirtschaftliche, fischereiwirtschaftliche oderjagdliche
Einrichtungen und Anlagen zählen zu den öffentlich zugänglichen Räumen,
wenn ein entgegenstehender Wille aus den Umständen [z.B. Verbotsschilder,
Eingrenzungen] nicht erkennbar ist. Die Beurteitung ändert sich nicht
dadurch, dass ein Betreten der genannten Waldflächen und -wege,
Einrichtungen und Anlagen nach § 17 Abs. 2 Satz 1 LWaldG nur mit
Zustimmung der Wald besitzenden Person gestattet ist. Ein Bereich ist nicht
nur dann als öffentlich zugänglich anzusehen, wenn dieser ohne jede
Vorbedingung betreten werden kann, sondern auch, wenn die Nutzung an
Bedingungen geknüpft ist, die im Voraus bestimmt und von einem
unbestimrnten Personenkreis erfüllt werden können. Eine solche Bedingung
ist die fürjedermann einholbare Zustimmung einer Wald besitzenden Person



zum Betreten derjeweiligen Waldfläche, so dass es sich bei den benannten
Waldflächen und -wegen ebenfalls um öffentlich zugänglichen Raum handelt.

Das berechtigte Interesse [§ ób Abs. 1 Nr. 3 BDSG] der Jagdrechtsinhaber und
Jagdausübungsberechtigten, Wildkarneras in öffentlich zugänglichen
Waldbereichen zu verwenden, kann aus der Hegeverpflichtung nach § 1 Abs. 2
des Bundesjagdgesetzes abgeleitet werden. Demnach hat die Hege u.a. die
Erhaltung eines landschaftlichen und landeskulturellen Verhältnissen
angepassten artenreichen und gesunden Wildbestands zum Ziel. Ferner muss
die Hege so durchgeführt werden, dass Beeinträchtigungen einer
ordnungsgemäßen land-, forst- und fischereiwirtschaftlichen Nutzung,
insbesondere Wildschäden, möglichst vermieden werden. Aus der
entsprechenden Hegeverpflichtung kann noch abgeleitet werden, dass
Überpopulationen, Wildschäden und Wildseuchen vermieden werden sollen.
Zur Erfüllung der Hegeverpflichtung kann durchaus ein berechtigtes Interesse
der Jagdrechtsinhaber und .Iagdausübungsberechtigten bestehen, zur
Entwicklung effizienter Jagdstrategien Wildkameras einzusetzen. Hierzu zählt
etwa das gelegentliche Anlocken von Schwarzwild mit geringen Futtermengen
zum Zweck der Bejagung [Kirrung] gemäß § 'EB Abs. 2 Satz 1 des
Landesjagdgesetzes.

Fraglich ist aber bereits, ob der Einsatz von Videokameras zur Verfolgung
dieses Interesses nach § ób Abs. 1 Nr. 3 BDSG zwingend „erforderlich“ ist, da
eine effiziente Bejag ung zur Erfüllung der Hegeverpflichtung möglicherweise
auch ohne einen Kameraeinsatz erfolgen kann. Unabhängig davon stehen der
Verwendung von Kameras in den öffentlich zugänglichen Waldgebieten die
schutzwürclígen lnteressen von Waldbesuchern, Spaziergängern und
Pilzsammlern entgegen. Deren aus der Verfassung ableitbares allgemeines
Persönlichkeitsrecht hat gegenüber dem Interesse an der Entwicklung
effizienter Jagdstrategien Vorrang. Maßgebend für dieses Abwägungsergebnis
ist zum Einen die hohe Auflösung von Kamerabildern und Videosequenzen, die
im Falle der Erfassung einer Person deren klare Identifizierung zulässt. Die
Aufnahmen werden zum Anderen häufig mittels MMS an das Mobiltelefon des
Jagdrechtsinhabers und Jagdausübungsberechtigten versandt, was zu einer
weiteren Beeinträchtigung der Persönlichkeitsrechte führt. Der Einsatz von
Witdkameras in öffentlich zugänglichen Räumen ist damit grundsätzlich
unzulässig.

Eine Ausnahme von diesem Grundsatz erscheint nur insoweit denkbar, als die
Jagclrechtsinhaber und Jagdausübungsberechtigten unter Annahme der
Erforderlichkeit des Einsatzes von Videokameras zur Erfüllung der
Hegeverpflichtung die Karneraeinstellungen so gewählt werden, dass eine
Identifizierung von Personen ausgeschlossen ist. Wanderwege, große und
leicht zugängliche Flächen und Sitzgelegenheiten dürfen etwa nicht erfasst
werden. Die Kamera dürfte allenfalls auf eine kleine räumlich abgeschlossene
Fläche gerichtet sein, auf welcher sich eine Kirrung befindet. Weiterhin
müsste nach § eb Abs. 2 BDSG der Umstand der Beobachtung und die
verantwortliche Stelle [Jagd rechtsinhaber oder Jagdausübungsberechtigter]



durch geeignete Maßnahmen erkennbar gemacht werden, z.B. durch eine
Beschilderung, die deutlich auf die Videoüberwachung und den
Jagdausübungsberechtigten hinweist. Nebenstehend ist ein Beispiel für eine
zulässige Karneraeinstellu ng abgebildet, wobei allerdings die Prüfung
ergeben muss, dass der Kameraeinsatz zur Erfüllung der Hegeverpflichtung
zwingend erforderlich ist, d.h. die effiziente Bejagung kann im Einzelfall ohne
Kamera nicht erfolgen.

Der Einsatz von Videokameras in nicht öffentlich zugänglichen Räumen muss
den Anforderungen nach § 28 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BDSG genügen. Hiernach ist
das Erheben, Speichern, Verändern oder Übermitteln personenbezogener
Daten oder ihre Nutzung als Mittel für die Erfüllung eigener Geschäftszwecke
zulässig, soweit es zur Wahrung berechtigter Interessen der verantwortlichen
Stelle erforderlich ist und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das
schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der
Verarbeitung oder Nutzung überwiegt. Waldflächen und -wege, Einrichtungen
und Anlagen nach § 1? Abs. 2 Satz 1 LWaldG, für die offenkundig ein
Betretungsverbot besteht [z.B. Verbotsschilder, Eingrenzungen] oder z.B.
nach den §§ 2Ü, 21 Abs. 1 Satzl Nr. 1 LWaldG gesperrter Wald zählen zu den
nicht öffentlich zugänglichen Räumen. Der Einsatz einer Wildkamera kann
hier zur Erfüllung der Hegeverpflichtung eher gerechtfertigt sein, da davon
ausgegangen werden kann, dass im Regelfall keine Personen erfasst werden.


